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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)
Fedpol Bundesamt für Polizei

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
ADN Acide désoxyribonucléique
Fedpol Office fédéral de la police
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Ende Oktober 2019 nahm der Bundesrat die Empfehlungen der GPK-SR zu
administrativen Anpassungen bei der DNA-Analyse in Strafverfahren zur Kenntnis.
Anstrengungen zur Harmonisierung der kantonalen Praxis, so die erste der vier
Empfehlungen, erachtete der Bundesrat als nicht mehr notwendig, da mit der
Anpassung der Strafprozessordnung auch die Rahmenbedingungen für die Anwendung
von DNA-Analysen präzisiert würden. Die zweite Empfehlung, die periodische
Überprüfung und allfällige Neuausschreibung des Auftrags an die Koordinationsstelle,
die die DNA-Datenbank betreibt, wurde vom Bundesrat unterstützt. Er wollte die
Periodizität und die Beurteilungskriterien neu ausdrücklich regeln. Auch bezüglich der
dritten Empfehlung, der Sicherstellung der Unabhängigkeit der Koordinationsstelle
sowie der unabhängigen Interessenvertretung der DNA-Analyselabore gegenüber dem
Bund, erkannte die Regierung Handlungsbedarf. Schliesslich erklärte sich der Bundesrat
bereit, der vierten Empfehlung insofern nachzukommen, als er den Umfang der vom
Fedpol an die Schweizerische Akkreditierungsstelle (SAS) delegierten Aufsichtsaufgaben
überprüfen wolle. Er beauftragte das EJPD, bis Ende 2020 einen Entwurf für eine
Anpassung der DNA-Profil-Verordnung zur Umsetzung der Empfehlungen zwei bis vier
vorzulegen. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2019
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Die Erfahrungen der Strafverfolgungsbehörden nach der Kundgebung „Tanz dich frei“
in Bern warf die Frage auf, ob es spezifische Vorschriften für die zivilrechtliche
Verantwortung von Social-Media-Plattformen braucht. Am 25. Mai kam es im Kontext
der illegalen Demonstration in Bern zu Ausschreitungen und zu beachtlichem
Sachschaden. Da die Kundgebung via Facebook organisiert worden war, war es der
Polizeibehörde nicht möglich, den gewaltbereiten Kern der 13'000 Teilnehmer zu
identifizieren. Eine Anfrage bei Facebook betreffend die Identität von Kontoinhabern
blieb unbeantwortet. Im Anschluss an die Kooperationsverweigerung der Social-Media-
Plattform beauftragte der Bundesrat das EJPD, die Notwendigkeit eingehender
Regelungen abzuklären. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.05.2013
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Mit Blick auf Dschihad-Reisende beschloss das VBS das Fahndungsprogramm P4 in
modifizierter Form weiterzuführen. P4 war das Nachfolgeprojekt des Programms
Fotopasskontrolle (Fotopass), welches im Kalten Krieg als Mittel zur Spionageabwehr
Schweizer Bürger, die nach Osteuropa reisten, präventiv überwachte. Infolge des
Fichen-Skandals wurde die Überwachung auf Angehörige ausgewählter Staaten,
sogenannter „Bedrohungsherde“, eingeschränkt. 2010 hatte die
Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) die Einstellung des Programms Fotopass
nahegelegt, worauf der Bundesrat ein Nachfolgeprojekt in Aussicht gestellt hatte. Von
dessen Zweckmässigkeit nicht überzeugt, forderte die GPDel 2013 erneut einen
Verzicht auf das präventive Fahndungsprogramm. Im Januar 2014 wurde nun bekannt,
dass das VBS aufgrund der Bedrohung durch den Dschihad an der Kollektivfichierung
festhalten will. Jedoch werde die Zahl der Zielländer reduziert und die
Zugriffsmöglichkeiten auf die Daten würden stark eingeschränkt. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.02.2014
NADJA ACKERMANN

1) BBl, 2019, S. 7197 ff.; Medienmitteilung BR vom 25.10.19
2) NZZ, 27.5., 3.9. und 10.10.13; TA, 27.12.13.
3) AB NR, 2014, S. 139 ff.; AB SR, 2014, S. 36 ff.; BBI, 2014, S. 4963 ff.; TA, 5.2.14.
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